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Am 26. September 2019 hob das Oberste Verwaltungsgericht Portugals die
Entscheidung der staatlichen Medienregulierungsbehörde zur Wahrnehmung des
Rechts auf Gegendarstellung durch eine religiöse Organisation auf. Das Gericht
bestätigte frühere Entscheidungen nachrangiger Gerichte und bekräftigte, dass
die Regulierungsbehörde den privaten Fernsehveranstalter (TVI) zwingen müsse,
das Recht der Organisation auf Gegendarstellung zu achten.

Dem Fall liegt eine Reihe von Nachrichtenbeiträgen mit dem Titel „Das Geheimnis
der Götter“ zugrunde, in denen der Universalkirche des Königreichs Gottes (IURD)
vorgeworfen wurde, ein illegales Netzwerk von Kinderadoptionen zwischen
Portugal und Brasilien geschaffen zu haben. Diese Beiträge wurden in der
Hauptnachrichtensendung von TVI im Dezember 2017 ausgestrahlt, und die
Kirche ersuchte den Sender, von ihrem Recht auf Gegendarstellung Gebrauch
machen zu dürfen.

Da die Kirche keine Information über eine Stattgabe des Ersuchens seitens des
Fernsehveranstalters erhielt, beschwerte sie sich bei der staatlichen
Medienregulierungsbehörde (Entidade Reguladora para a Comunicação Social  -
ERC), die die Weigerung von TVI, die erbetene Gegendarstellung auszustrahlen,
für rechtmäßig befand. Der nächste Schritt der Antragstellerin war eine
gerichtliche Klage.

Die Kirche beantragte beim Verwaltungsgericht Lissabon (Tribunal Administrativo
do Círculo de Lisboa) ein Dringlichkeitsverfahren gegen die Regulierungsbehörde
und den Fernsehveranstalter, das zugunsten der Antragstellerin ausging. In
diesem Beschluss vom Oktober 2018 heißt es, dass das Recht auf
Gegendarstellung gewahrt und die Gegendarstellung genauso oft wie der
auslösende Beitrag ausgestrahlt werden muss (Art. 69 Abs 3 lit. a) des
Fernsehgesetzes).

Daraufhin legte die Regulierungsbehörde mit der Begründung Berufung ein, dass
„die Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht zuständig ist, Anträge zu verhandeln, die
Erwägungen der Regulierungsbehörde über die Verweigerung der
Veröffentlichung von Gegendarstellungen zum Gegenstand haben“ (Beschluss des
Verwaltungsgerichts Süd, 21. Februar 2019). Dieses Berufungsverfahren wurde
nicht fortgesetzt, da ein weiterer Beschluss, diesmal vom Verwaltungsgericht Süd
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(Tribunal Central Administrativo Sul), den ersten bekräftigte. Das Gericht wies die
Regulierungsbehörde erneut an, das Recht der Universalkirche des Königreichs
Gottes auf Gegendarstellung anzuerkennen.

Tribunal Central Administrativo Sul, Acórdão de 21 Fevereiro 2019,
Processo 1005/18

http://www.dgsi.pt/jtca.nsf/170589492546a7fb802575c3004c6d7d/362463804bb77
31f802583a9003dfc95?OpenDocument&Highlight=0,IURD

Beschluss des Verwaltungsgerichts Süd, 21. Februar 2019, Prozess Nr. 1005/18
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